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Antrag auf Plakatierung 
Grundsätzlich ist die Beantragung einer Plakatierung formlos. Dieser Vordruck vereinfacht 
jedoch die Prüfung Ihres Anliegens und beschleunigt die Bearbeitung. 

 

W I C H T I G 

Der Antrag ist bitte mind. 14 Tage vor Plakatierungsbeginn zu stellen. 

 

I. Allgemeines: 

Name, Vorname:       ,       

Anschrift:            

Tel. Nr.:        

E-Mail:        

 

II. Veranstaltung:  

Art der Veranstaltung:         

Datum der Veranstaltung:        

Ort der Veranstaltung:         

 

III. Plakatierung:  

Zeitraum: vom          bis       

Anzahl der Plakate:      

Ort(e) für die Plakatierung: gemäß Übersicht Plakatwände 

 

 

 

               
____________  ____________________ 
 

Datum    Unterschrift 
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Hinweise 
 

Es gilt die Verordnung über das Anbringen von Anschlägen und Plakaten der Stadt Bad 
Aibling. 

An den Autobahnen und außerhalb der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Staats- und 
Kreisstraßen ist im Interesse der Verkehrssicherheit von jeder Plakatwerbung abzusehen (vgl. 
§ 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 StVO, §§ 8, 9 FStrG, Art. 18, 23, 24 BayStrWG). 

Im Übrigen gilt: 

Soweit Flächen benutzt werden, auf denen Werbung gestattet ist (z.B. genehmigte 
Plakattafeln) und soweit kein gemeindliches Verbot nach Art. 28 LStVG entgegensteht, ist kein 
besonderes Verfahren erforderlich. Die bauordnungsrechtlichen Vorschriften über 
Werbeanlagen bleiben hiervon unberührt. 

In den Fällen, in denen 

Plakate an Straßenbestandteilen (Art. 2 BayStrWG, § 1 Abs. 4 FStrG) angebracht werden 
sollen (z.B. Anbringen an Brückenwiderlagern oder -pfeilern, an Stützmauern, an Alleebäumen 
o. Ä.) oder 

Plakatständer, z.B. auf dem Gehweg, aufgestellt werden sollen, 

ist Folgendes zu beachten und wie folgt zu verfahren: 

Plakatwerbung in Verbindung mit amtlichen Verkehrszeichen oder Verkehrseinrichtungen 
oder mit einem Mittel, das mit solchen Zeichen oder Einrichtungen verwechselt werden oder 
ihre Wirkung beeinträchtigen kann, ist unzulässig (§ 33 Abs. 2 StVO). Danach ist es 
insbesondere verboten, Symbole, Wahlparolen, Plakate u. Ä. an der Vorder- oder Rückseite 
von Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen oder an Lichtzeichenanlagen anzubringen, 
aufzuspritzen oder aufzutragen. 

Die Beseitigung solcher Werbemittel ist mit erheblichem Kostenaufwand verbunden und oft 
nur mit chemischen Mitteln möglich. Vom Aufkleben von Wahlplakaten, Anbringen von 
Aufklebern an Straßenbestandteilen wie z.B. Brücken, Pfeilern, Stützmauern u. Ä. ist aus 
denselben Erwägungen abzusehen. Eine Entfernung kann dauernde Schäden an den 
Oberflächen der Bauteile verursachen. Die Straßenbaulastträger als Eigentümer der 
Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen können von dem dafür Verantwortlichen die 
Entfernung der unzulässigen Werbemittel verlangen oder sie auf dessen Kosten selbst 
entfernen. 

Plakatständer im Verkehrsraum können Verkehrshindernisse nach § 32 Abs. 1 StVO 
darstellen. Eine Behinderung des Fahrverkehrs ist in jedem Fall unzulässig. 

Die Sicherheit des Verkehrs muss gewahrt, seine Leichtigkeit darf allenfalls im 
Fußgängerbereich beeinträchtigt werden. Deshalb sind Plakatständer außerhalb des 
Verkehrsraums für den Fahrverkehr aufzustellen. Sie dürfen Fußgänger nicht übermäßig 
behindern. 

Gemäß Art. 28 LStVG können die Gemeinden zum Schutz des Orts- und Landschaftsbilds 
oder eines Natur-, Kunst- oder Kulturdenkmals durch Verordnung Anschläge, insbesondere 
Plakate, und Darstellungen durch Bildwerfer in der Öffentlichkeit auf bestimmte Flächen 
beschränken. 
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